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Sachbezug künftig auch für Elektroautos
Im Zuge des Doppelbudgets 2027–2028 wurde neben den 
umfassenden steuerlichen Maßnahmen im Rahmen des Bud-
getbegleitgesetzes 2027–2028 auch eine Änderung der Sach-
bezugswerteverordnung beschlossen. 

Diese sieht vor, dass ab dem Jahr 2027 auch für die Privatnut-
zung von arbeitgebereigenen Fahrzeugen mit einem CO2- Aus-
stoß von 0 (E-Fahrzeuge) ein monatlicher Sachbezug anzuset-
zen ist. Die geplante Regelung ist wie folgt ausgestaltet:

 • Ab dem Kalenderjahr 2027 ist ein Sachbezugswert von 
0,375 % der Anschaffungskosten des E-Kraftfahrzeugs 
(einschließlich Umsatzsteuer und Normverbrauchsab-
gabe), maximal aber € 180,00 monatlich, anzusetzen.

 • Ab dem Kalenderjahr 2028 ist ein Sachbezugswert von 
0,625 % der Anschaffungskosten des E-Kraftfahrzeugs 
(einschließlich Umsatzsteuer und Normverbrauchsab-
gabe), maximal € 300,00 monatlich, anzusetzen.

Die Neuregelung bezieht sich ausschließlich auf den Zeitraum 
der Bereitstellung des E-Fahrzeugs zur Privatnutzung. Ob es 
sich bei der Bereitstellung um neu zugelassene oder bereits 
in Bestand befindliche Fahrzeuge handelt, ist künftig für den 
Ansatz eines Sachbezuges ohne Bedeutung. 

Dies hat zur Konsequenz, dass ab dem kommenden Jahr auch 
für alle sich bereits im Bestand befindlichen E-Dienstfahrzeuge 
ein Sachbezug anzusetzen ist, sofern eine Privatnutzung nicht 
ausgeschlossen ist. 

Die Neuregelung wird ab dem 1.1.2027 gelten und soll im Jahr 
2030 hinsichtlich ihrer Wirkung evaluiert werden. Bis zum Jahr 
2030 soll entsprechend den Erläuterungen zur Verordnung 
keine weitere Anpassung dieser Sachbezugswerte vorgenom-
men werden.

Die finale Beschlussfassung der geänderten Sachbezugswerte-
verordnung war bei Redaktionsschluss noch abzuwarten. 
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Der österreichische Ministerrat hat am 1.7.2026 die Überar-
beitung des Doppelbesteuerungsabkommens (DBA) mit der 
Schweiz beschlossen. Die wichtigsten Änderungen betreffen 
nachfolgende Punkte:

Ansässigkeit

Verlagert eine natürliche Person ihre Ansässigkeit in den ande-
ren Abkommensstaat, so ist künftig nicht mehr das Monats-
ende nach einem Wohnsitzwechsel maßgeblich, sondern der 
tatsächliche Umzugszeitpunkt. Streitfälle über die Feststel-
lung der Ansässigkeit sollen künftig im Rahmen eines Verstän-
digungsverfahrens gelöst werden.

Betriebsstätte

Im Hinblick auf das Vorliegen einer Vertreterbetriebsstätte 
im anderen Staat ist bereits ein wesentliches Mitwirken am 
Abschluss von Verträgen als ausreichend für deren Begrün-
dung zu erachten. Gleichzeitig wird klargestellt, dass kon-
zerninterne Vertretertätigkeiten bei fremdüblicher Vergütung 
keine Betriebsstätte begründen.

Dividenden

Im Bereich der Dividenden wird die Quellensteuerbefrei-
ung erweitert. Zukünftig genügt für eine Befreiung von der 
Quellensteuer eine Beteiligungshöhe von mindestens 10 % –  

bisher waren 20 % erforderlich –, sofern die Beteiligung min-
destens 365 Tage ununterbrochen gehalten wird. 

Wegzugsbesteuerung im privaten Bereich

Eine der bedeutendsten Neuerungen betrifft die Wegzugs-
besteuerung im privaten Bereich. Die Schweiz wird hier wei-
testgehend einem EU-Mitgliedstaat gleichgestellt. Dadurch 
wird das Nichtfestsetzungskonzept auf sämtliches wegzugs-
verfangenes Kapitalvermögen im privaten Bereich ausgewei-
tet. Im Verhältnis zur Schweiz, anders als im EU-Raum, knüpft 
die Nichtfestsetzung der Steuer jedoch an die Leistung einer 
geeigneten Sicherheit (z. B. Bankgarantie) an.

Pensionen/Renten

In Bezug auf AHV-Renten wird klargestellt, dass diese, unab-
hängig davon, ob die frühere Tätigkeit im öffentlichen oder 
privaten Sektor ausgeübt wurde, unter Art. 21 DBA-Schweiz 
zu subsumieren sind. Damit wird das Besteuerungsrecht aus-
schließlich dem Ansässigkeitsstaat des Rentenempfängers 
zugewiesen. Zudem wird der Anwendungsbereich der Anrech-
nungsmethode deutlich ausgeweitet.

Da die Ratifikation des Änderungsprotokolls in beiden Staa-
ten noch aussteht, ist mit einem Inkrafttreten der Änderun-
gen frühestens im Jahr 2028 zu rechnen.
 

Umfassende Änderungen im Doppelbesteuerungs-
abkommen mit der Schweiz

Wird ein Gebäude erworben und in der Folge umfassend umge-
baut oder saniert, so stellt sich im Zuge einer späteren Vermie-
tung und Verpachtung oftmals die Frage, ob die Abschreibung 
bereits mit der Anschaffung des Gebäudes zu laufen beginnt 
oder erst nach Abschluss der erfolgten Umbau- oder Sanie-
rungsmaßnahmen. Der Verwaltungsgerichtshof (VwGH) hat 
sich jüngst im Rahmen eines Erkenntnisses mit dieser Rechts-
frage beschäftigt:

Erkenntnis des VwGH vom 2.3.2026 (GZ Ra 
2024/15/0085)

Wird ein Wohngebäude zum Zwecke der Erzielung von Ein-
künften aus Vermietung und Verpachtung angeschafft, so 
beginnt die Abschreibung grundsätzlich bereits mit dem Zeit-
punkt der Anschaffung zu laufen. 

Werden nach der Anschaffung Erhaltungsaufwendungen 
(z. B. Reparaturarbeiten) getätigt, so hindert dies den Beginn 
des Laufes der Abschreibung nicht. Werden allerdings umfang-
reiche Herstellungsmaßnahmen (nicht nur in untergeordne-
tem Ausmaß) wie Umbauten oder Generalsanierungen unmit-
telbar nach der Anschaffung getätigt, so beginn t die Abschrei-
bung erst mit deren Fertigstellung zu laufen. 

Eine Ausnahme von diesem Grundsatz besteht nur für klar 
abgegrenzte Gebäudeteile, welche von den Herstellungsmaß-
nahmen nicht betroffen sind. Ist allerdings, wie im konkre-
ten Fall, ein gesamtes Gebäude von einer Generalsanierungs-
maßnahme betroffen, durch welche de facto ein neues Wirt-
schaftsgut entsteht, so beginnt die Abschreibung erst nach 
deren Abschluss zu laufen.  

Zeitpunkt der Gebäudeabschreibung bei einer Vermie-
tung und Verpachtung nach erfolgter Generalsanierung
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Die Abzugsteuer ist eine Sondererhebungsform der Einkom-
mensteuer für beschränkt Steuerpflichtige. Das auszahlende 
Unternehmen hat für bestimmte Leistungen ausländischer 
Unternehmen bzw. Dienstleister vom auszuzahlenden Ent-
gelt einen Steuereinbehalt i.H.v. 20 % (25 % bei der Geltend-
machung von Ausgaben) bzw. 27,5 % vorzunehmen und an 
das zuständige österreichische Finanzamt abzuführen. Wird 
fälschlicherweise kein Steuereinbehalt vorgenommen, so wird 
automatisch der inländische Leistungsempfänger zur Haftung 
herangezogen.

Welche Leistungen sind betroffen?

Nachfolgende Leistungen unterliegen der österreichischen 
Abzugsteuer nach § 99 EStG:
 • Selbständige Tätigkeiten als Schriftsteller, Vortragender, 
Künstler, Architekt, Sportler, Artist oder Mitwirkender an 
Unterhaltungsdarbietungen die im Inland ausgeübt oder 
verwertet werden; 

 • Gewinnanteile von Gesellschaftern einer ausländischen 
Personengesellschaft, die an einer inländischen Personen-
gesellschaft beteiligt sind;

 • Einkünfte aus der Überlassung von Rechten (z. B. Lizenz-
gebühren);

 • Aufsichtsratsvergütungen;
 • Einkünfte aus im Inland ausgeübter kaufmännischer oder 
technischer Beratung;

 • Einkünfte aus der Gestellung von Arbeitskräften zur inlän-
dischen Arbeitsausübung;

 • Einkünfte aus ausländischen Immobilien-Investmentfonds;
 • Einkünfte aus einer echten stillen Beteiligung an einem 
inländischen Unternehmen.

Kann die Abzugsteuer vermieden werden?

Von einem Einbehalt der Abzugsteuer kann nur abgesehen 
werden, wenn Österreich auf Basis des Doppelbesteuerungs-
abkommens das Besteuerungsrecht an den Einkünften entzo-
gen wird und der ausländische Leistungserbringer eine vom 
ausländischen Finanzamt ausgestellte Ansässigkeitsbestäti-
gung (Formular ZS-QU 1 für natürliche Personen bzw. Formu-
lar ZS-QU 2 für juristische Personen) vorlegt. Zudem gilt es 
zu beachten, dass es bei einzelnen Leistungen, wie der grenz-
überschreitenden Arbeitskräftegestellung, weiterer Voraus-
setzungen für eine Entlastung bedarf. 

Welche Zahlungen unterliegen der Abzugsteuer?

Angesichts des zunehmenden technologischen Wandels, 
insbesondere im Zuge der fortschreitenden Automati-
sierung und Digitalisierung sämtlicher Produktions- und 
Dienstleistungsbereiche, steigen auch die Anforderungen 
an KMU (Klein- und Mittelbetriebe) in Hinblick auf digi-
tale Kompetenzen, Innovationsfähigkeit und Anpassungs-
geschwindigkeit. 

Um KMU bei diesem Wandel zu unterstützen, wurde das 
Förderprogramm KMU.DIGITAL ins Leben gerufen. 

Das Förderprogramm unterstützt Unternehmen bei 
der Umsetzung von Digitalisierungsprojekten und trägt 
gleichzeitig dazu bei, den Übergang zu einer nachhaltigen 
und ressourcenschonenden Wirtschaftsweise zu fördern. 

Gefördert werden Investitionen in Digitalisierungspro-
jekte mit einem Projektvolumen zwischen € 2.000,00 und 
€ 30.000,00. Die maximale Förderung beträgt €  6.000,00 
pro Unternehmen und Projekt. Voraussetzung für die 
Inanspruchnahme der Umsetzungsförderung ist die Teil-
nahme an einer geförderten Beratung im Rahmen von 
„KMU.DIGITAL Beratung“. 

Das Förderprogramm umfasst zwei Schienen:

 • KMU.DIGITAL 4.0 – Fortführung der bewährten Förde-
rung digitaler Projekte

 • KMU.DIGITAL 4.0 & GREEN – gezielte Unterstützung 
von Digitalisierungsprojekten, die zugleich einen nach-
haltigen, ökologisch relevanten Beitrag leisten

Insbesondere mit der neuen GREEN-Schiene werden Digi-
talisierungsmaßnahmen gefördert, die einen Beitrag zur 
grünen Transformation leisten. Der Fokus liegt dabei auf 
digitalen Lösungen in Handlungsfeldern wie Energieeffizi-
enz, Ressourcenschonung, Kreislaufwirtschaft oder nach-
haltiger Produktion. Für das Jahr 2026 ist das Fördervo-
lumen bereits vollständig ausgeschöpft. Nach aktueller 
Information wird das Förderprogramm allerdings auch im 
kommenden Jahr weiter bestehen, sodass hier dann wie-
der eine Antragstellung möglich sein wird. 

Weitere Informationen zu KMU.DIGITAL finden Sie auf der 
Webseite https://www.kmudigital.at/
 

DIGITALISIERUNGSFÖRDERUNG FÜR KMU
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Gerade in den Sommer- und Wintermonaten stellt die 
kurzfristige Beherbergung von Touristinnen und Touris-
ten in vielen Regionen Österreichs eine bedeutende Ein-
kunftsquelle dar. Je nach Ausgestaltung der Beherber-
gung stellt sich die Frage, ob die daraus erzielten Ein-
künfte entweder den Einkünften aus Vermietung und 
Verpachtung oder den Einkünften aus Gewerbebetrieb 
zuzurechnen sind. Das Bundesfinanzgericht hat jüngst 
dazu Stellung bezogen. 

KURZFRISTIGE VERMIETUNG ALS VERMÖGENSVER-
WALTENDE TÄTIGKEIT
Im zugrundeliegenden Fall vermietete der Steuerpflich-
tige zwei Wohneinheiten für Kurzaufenthalte an Tou-
risten über Booking.com bzw. Airbnb. Zusätzlich wur-
den nachfolgende Services durch den Steuerpflichtigen 
erbracht:
 • Endreinigung
 • Betten frisch beziehen
 • Wäsche waschen
 • Ansprechperson für Gäste
 • Betreuung bei technischen Gebrechen (Internet, TV, 
Heizungsausfall, etc.)

Maßgebliches Unterscheidungsmerkmal zwischen Einkünf-
ten aus Vermietung und Verpachtung und Einkünften aus 
Gewerbebetrieb ist, wie weit die Tätigkeit des Vermieters 
über die bloße Überlassung von Räumlichkeiten hinaus-
geht. Laufende aus der Beherbergung resultierende Ver-
waltungs- bzw. Werbetätigkeiten begründen für sich noch 
keinen gewerblichen Charakter. Zur bloßen Beherbergung 
müssen noch besondere Umstände/Services hinzutre-
ten, die über eine bloße Vermögensverwaltung hinausge-
hen. Werden wie im vorliegenden Fall nur wenige Wohnein-
heiten vermietet und nur sehr beschränkte Nebenleistun-
gen erbracht, so spricht dies klar gegen das Vorliegen eines 
Gewerbebetriebes. Die erzielten Einkünfte sind daher den 
Einkünften aus Vermietung und Verpachtung zuzurechnen.
BFG vom 16.1.2026, RV/7102269/2021

WELCHER EINKUNFTSART UNTERLIEGT DIE 
KURZFRISTIGE TOURISTISCHE VERMIETUNG?

EU-Entgelttransparenzricht-
linie – Neue Verpflichtungen 
für Arbeitgeber
Mit der EU-Entgelttransparenzrichtlinie setzt die EU einen 
wichtigen Schritt für mehr Lohngerechtigkeit und die konse-
quente Umsetzung des Grundsatzes „Gleicher Lohn für gleiche 
Arbeit“. Die EU-Entgelttransparenzrichtlinie hätte in Öster-
reich bis 7.6.2026 in nationales Recht umgesetzt werden müs-
sen. Da sich die Sozialpartner bis dato allerdings auf keinen 
Gesetzesentwurf einigen konnten, ist Österreich hier säumig. 
Die Richtline sieht nachfolgende Kernpunkte vor:

Bewerbungsprozess und Stellenanzeigen 

Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber müssen Bewerberinnen 
und Bewerber künftig vor dem Vorstellungsgespräch über 
das vorgesehene Einstiegsentgelt oder die entsprechende 
Gehaltsspanne informieren. Ebenso ist die maßgebliche kol-
lektivvertragliche Einstufung offenzulegen. Fragen zum bis-
herigen Gehalt bei früheren Arbeitgebern sind künftig unzu-
lässig.

Auskunftsrechte für Beschäftigte

Beschäftigte haben künftig das Recht, Auskunft über ihr eige-
nes Entgelt sowie über das durchschnittliche Entgeltniveau 
vergleichbarer Beschäftigtengruppen im Betrieb zu erhalten. 
Diese Angaben sind nach Geschlecht aufzuschlüsseln. Arbeit-
geber müssen künftig einmal jährlich aktiv über dieses Aus-
kunftsrecht informieren. 

Objektive Entgeltkriterien

Die Beurteilung, ob Tätigkeiten als gleich oder gleichwertig 
einzustufen sind, muss anhand objektiver und geschlechtsneu-
traler Kriterien erfolgen. Maßgeblich sind dabei insbesondere 
die erforderlichen Kompetenzen, das Ausmaß der Verantwor-
tung, die mit der Tätigkeit verbundenen Belastungen sowie die 
jeweiligen Arbeitsbedingungen. Beschäftigte in Unternehmen 
mit mindestens 50 Beschäftigten haben zusätzlich das Recht, 
Informationen über die Kriterien zu erhalten, nach denen sich 
ihre Entgeltentwicklung richtet.

Berichtspflichten 

Unternehmen ab 100 Beschäftigten müssen regelmäßig 
Berichte über geschlechterspezifische Entgeltunterschiede 
vorlegen. Weicht die Lohnlücke ohne objektive, geschlechts-
neutrale Gründe um mehr als 5 % ab, sind Gegenmaßnahmen 
erforderlich. Trotz massiver Kritik am zusätzlichen Verwal-
tungsaufwand ist mit einer baldigen Umsetzung der EU-Ent-
gelttransparenzrichtlinie in Österreich zu rechnen, um hier eine 
Vertragsverletzungsstrafe durch die EU zu vermeiden. 
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VERBRAUCHERPREISINDIZES

Monat
Jahres-
inflation %

VPI 2020 
(2020=100)

VPI 2015 
(2015=100)

Juli 2026 2,8 132,2 143,0
Juni 2026 3,2 132,2 143,0
Mai 2026 3,7 132,2 143,0

Fälligkeitsdatum 15. September 2026
USt, NoVA, WerbeAbg  für Juli 
L, DB, DZ, ÖGK, KommSt für August
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